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Zur Abrüstungsirage
Von Prof. Dr. PETER A. STEINIGER, Präsident der Deutschen Liga für die Vereinten Nationen

Das Wettrüsten öffnet das Tor zum Krieg. Diesen 
Satz braucht man nicht zu beweisen. Er stellt das Er­
gebnis der Erfahrungen dar, die die Völker in zwei 
Weltkriegen von etwa zehnjähriger Dauer in der ersten 
Hälfte dieses Jahrhunderts gemacht haben. Fast 36 Mil­
lionen Menschen haben sie mit ihrem Leben bezahlt, 
weit über IV2 Milliarden Dollar materieller Schäden 
bekräftigen sie. Es ist klar, daß die Volksmassen, deren 
Interesse überall der Friede ist, sich angesichts eines 
solchen Anschauungsunterrichts immer zahlreicher in 
den verschiedensten Teilen der Welt der Anzettelung 
eines neuen Weltkrieges entgegenstellen. Es ist auch 
klar, daß die Imperialisten, deren ökonomisches Inter­
esse der Krieg und die Kriegsvorbereitung ist, ihnen 
dabei entgegentreten und sie nach Kräften hindern, 
die wahren Ursachen imperialistischer Aggressionen 
zu erkennen. Solange es in der internationalen Arena 
keine konsequent antiimperialistische Macht gab, fiel 
ihnen dies verhältnismäßig leicht. Der utopische klein­
bürgerliche Pazifismus störte die Imperialisten sehr 
wenig und war ihnen objektiv sogar dienstbar. Denn er 
öffnete gewisse Ventile, hemmte den organisierten akti­
ven Widerstand der Massen gegen die profitgierigen 
Kriegstreiber und ließ sich gegen die Abwehrkraft ihrer 
Opfer ausnutzen. Erst mit dem Erscheinen des ersten 
sozialistischen Staates und seinem Eintritt in das inter­
nationale Leben wird der Kampf gegen den Krieg und 
die Kriegsvorbereitung, daher auch der Kampf um eine 
allgemeine Abrüstung zu einem realen Faktor.

Bei Eröffnung der internationalen Wirtschaftskonfe­
renz in Genua, die im April 1922 stattfand, legte die 
sowjetische Delegation den Plan einer allgemeinen 
Abrüstung vor. Bereits dieser erste Abrüstungsvorschlag 
der Sowjetmacht verband die allgemeine Herab­
setzung der Rüstungen und Rüstungslasten sowie die 
Verringerung der Armeen aller Staaten mit der For­
derung des völligen Verbots „der barbarischsten For­
men der Kriegsführung“ — das hieß damals: „der 
Anwendung von Giftgasen, des Luftkrieges u. a., ins­
besondere auch der Anwendung von Zerstörungsmit- 

* teln, die sich gegen die friedliche Bevölkerung rich­
ten“1). Dieser sowjetische Abrüstungsvorschlag war 
somit zugleich eine schöpferische Konkretisierung von 
der Bourgeoisie geschaffener, von den Imperialisten 
aber nicht ernst genommener Grundsätze, wie sie in 
dem Petersburger Abkommen von 18682), in Art. 23, 25 
und 46 der Haager Landkriegsordnung von 1907 und in 
Art. 171 des Versailler Vertrages von 1919 niedergelegt 
waren. Die imperialistischen Staaten reagierten unein­
heitlich, aber ablehnend. Gegenüber dem besonders 
schroffen Nein des damaligen französischen Delegierten 
argumentierte der sowjetische Vertreter mit dem Hin­
weis auf das Vorbringen Briands, Rußlands Rüstungen 
seien die Ursache dafür, daß Frankreich eine Abrüstung 
ablehne, — jetzt, da Rußland eine allgemeine Ab­
rüstung vorschlage, Frankreich aber sie nach wie vor 
ablehne, zeige sich die Haltlosigkeit dieses Arguments. 
Bekanntlich gebrauchen die Propagandisten der Achse 
Washington—Bonn heute nach über 30 Jahren das 
gleiche unschlüssige Argument.

Die Sowjetunion ließ sich in ihrem Kampf für eine 
allgemeine Abrüstung und die Ausschaltung der Mas.- 
senvernichtungsmittel durch die Haltung der imperia­
listischen Mächte nicht entmutigen. Zur Beruhigung der 
Volksmassen hatten diese damals den Völkerbund be­
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herrschenden Mächte im Jahre 1925 die Einberufung 
einer internationalen Abrüstungskonferenz durch den 
yölkerbund, aber unter Teilnahme auch von Nichtmit­
gliedstaaten wie den USA und der UdSSR beschlossen. 
In der ersten, der Vorbereitung dieser Konferenz die­
nenden Kommissionssitzung, die Ende November 1927 
in Genf stattfand, wies der sowjetische Vertreter nach, 
daß die bürgerlichen Staaten in den Nachkriegsjahren 
ihre militärischen Ausgaben gegenüber der Vorkriegs­
zeit verdoppelt bis verdreifacht und ihre Armeen um 
1 180 000 Mann verstärkt hätten. Er schlug angesichts 
dieser Entwicklung den Abschluß einer Konvention3) 
mit folgenden Hauptpunkten vor:

1. Entlassung aller Streitkräfte zu Lande, zur See 
und in der Luft;

2. Vernichtung aller Munitionsvorräte und sonstigen 
Waffen;

3. Einstellung aller kurzfristigen militärischen 
Übungen;

4. Aufhebung aller Gesetze über die Militärdienst­
pflicht;

5. Schließung aller Rüstungsbetriebe;
6. Sperrung aller Mittel für militärische Zwecke.
Der sowjetische Vorschlag stieß auf den stärksten

Widerstand. Ein britischer Imperialist in der Kommis­
sion kennzeiehnete ihn als ein für den „Mann von der 
Straße“ berechnetes Projekt und charakterisierte damit 
unfreiwillig den demokratischen Charakter der sowje­
tischen Abrüstungspolitik.

Nach Ablehnung auch einer Teillösung der von der 
Sowjetunion so nachdrücklich aufgeworfenen Ab­
rüstungsfrage hielten es die Westmächte mit Rücksicht 
auf die Friedens wünsche ihrer eigenen Völker für 
angebracht, eine „pazifistische“ Demonstration durchzu­
führen. Dabei spielten widersprüchliche Interessen der 
wichtigsten imperialistischen Staaten und der Wunsch 
der im Völkerbund nicht vertretenen USA nach maß­
geblicher Einschaltung in die europäische Politik eine 
erhebliche Rolle. So kam es zu dem Briand-Kollegg- 
Pakt, der zwar den Krieg als ein Mittel zur Regelung 
internationaler Streitigkeiten ächtete, praktisch aber 
diese wichtige Erklärung dadurch entwertete, daß er an 
der Abrüstungsfrage vorbeiging und somit den Fortgang 
des Wettrüstens nicht verhinderte. Ungeachtet dieser 
und anderer Unzulänglichkeiten erklärte die Sowjet­
regierung am 6. September 1928 ihren Beitritt mit der 
ausdrücklichen Begründung, daß sie als Paktteilnehmer 
die Möglichkeit habe, die Abrüstungsfrage vor allen 
Paktstaaten und in aller Öffentlichkeit zu erörtern. Im 
Juli 1929 trat der Briand-Kellogg-Pakt nach dem Bei­
tritt von 44 Staaten in Kraft. Der Angriffskrieg war 
zum Verbrechen erklärt, aber seine Vorbereitung durch 
die aggressiven Kräfte nicht verhindert.

Als schließlich Anfang Februar 1932 die internatio­
nale Abrüstungskonferenz tatsächlich eröffnet wurde, 
war es wiederum die sozialistische Sowjetunion, die — 
in einer durch die japanische Aggression im Fernen 
Osten und die zunehmende Aggressivität der deutschen 
Militaristen in Europa verschärften Situation — um 
eine reale und möglichst umfassende Abrüstung 
kämpfte. Die sowjetische Delegation beantragte den 
Abschluß einer Konvention über eine allgemeine und 
restlose Abrüstung und legte für den Fall der Ableh­
nung dieses Vorschlags einen Konventionsentwurf über
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